
Suchergebnisse: Kommission

8. August 1309 – Die päpstliche Kommission verhört 546 Templer

Paris * Die päpstliche Kommission nimmt in Paris ihre Arbeit auf und verhört insgesamt 546

Templer, die aus dem ganzen Königreich Frankreich kommen.

1310 – Vier Templer sagen vor der Päpstlichen Kommission aus

Paris * Vier Vertreter des Templer-Ordens sagen vor der Päpstlichen Kommission aus: Man habe

„außerhalb des französischen Königreichs, auf der ganzen Welt keinen einzigen Templerbruder

gefunden, der diese Lügen sagt oder gesagt hat, woraus man recht deutlich den Grund ersieht,

weshalb diese Lügen im französischen Königreich ausgesprochen werden: weil diejenigen, die

sie gesagt haben, durch Furcht, Gebete oder Geld korrumpiert waren“.

1. Oktober 1564 – Herzog Albrecht V. veröffentlicht ersten Index verbotener Bücher

München * Herzog Albrecht V. veröffentlicht den ersten Index verbotener Bücher, der von einer

Kommission des Konzils von Trient erarbeitet worden ist. 

Oktober 1579 – Wo wird im Baierischen Wald Weißbier gebraut ?

München * Herzog Wilhelm V. lässt durch eine vierköpfige Kommission prüfen, an welchen Orten

im Baierischen Wald wie viel „weiß Behamisch Pier“ gebraut wird und woher die dafür benötigten

Braumaterialien stammen.

19. Juni 1597 – Herzog Wilhelm V. soll - zur Verhütung des Staatsbankrotts - abdanken

München * Eine eingesetzte Kommission verlangt zur Verhütung des Staatsbankrotts die

Abdankung von Herzog Wilhelm V..
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1598 – Eine „Zaubergesellschaft“ sitzt in der Schergenstube in Haft

München * Eine aus 18 Personen bestehende „Zaubergesellschaft“ sitzt in der

Schergenstube&nbsp;in Haft, deren Mitglieder &nbsp;       Zauberbücher&nbsp;und

glückbringende Alraunenwurzeln&nbsp;besaßen,&nbsp;   sich unter dem Galgen&nbsp;oder   in

der oberen Stube des Alexander Freisinger in der Au trafen und &nbsp;dort

Beschwörungen&nbsp;zur Wiedergewinnung gestohlener oder verlorener Sachen und

„Ansegnungen gegen den bösen Feind“ betrieben.      Eine eigene Ratskommission&nbsp;wird

gebildet, die sich aus Mitgliedern des Inneren&nbsp;und Äußeren Rats&nbsp;zusammensetzt.   

Die Urteile sind vergleichsweise glimpflich.       Die meisten werden auf die „Schragen“ gestellt,

zum Teil mit umgehängten Zauberbüchern. Diese Strafe ist - im Gegensatz zum Pranger&nbsp;-

nicht „ehrlos“.   Einige werden zusätzlich zu den Jesuiten zur Beichte und

Kommunion&nbsp;geschickt,   zwei erhalten eine Geldstrafe und   einer wurde zu vier Jahren

„gegen den Erbfeind der Christenheit“, die Türken, verurteilt.&nbsp;

17. April 1600 – Eine vierköpfige Kommission untersucht die Landfahrerfamilie Pämb

München-Graggenau * Eine vierköpfige Kommission untersucht die

Landfahrerfamilie&nbsp;Pämb.&nbsp;Auf Wunsch von Herzog Maximilian I. soll zunächst geprüft

werden, ob sich die Familie tatsächlich für ein öffentlichkeitswirksames Exempel eignet.&nbsp;Die

Kommission scheint zufrieden.&nbsp;Denn vor ihnen stehen zwei alte, ausgezehrte Menschen

und zwei Burschen, die alle vier bereits durch die Folter&nbsp;gezeichnet sind, dazu ein

zehnjähriges Kind.&nbsp;Sie sind davon überzeugt: diesen Delinquenten kann man alles

mögliche andichten, auch eine Teufelsanbetung.&nbsp;Begeistert erstattet man dem Herzog

davon Bericht.    Den Hexen-Prozess&nbsp;leitet der Hofratskommissar&nbsp;Dr. Johann Simon

Wagnereckh.&nbsp;Zunächst befragt er den kleinen Hansel. Mit anwesend sind dabei die

Hofräte&nbsp;Jacob Hainmüller und Ernst von Roming, ein Schreiber&nbsp;sowie der

Eisenmeister&nbsp;Sebastian Georg, der zugleich der Verwalter des Falkenturms&nbsp;und

oberster Folterknecht&nbsp;ist.    Zunächst soll Hansel nur sagen, ob seine Brüder jemals

abgeschnittene Kinderhände&nbsp;mit sich geführt hätten.&nbsp;Schockiert schüttelt Hansel den

Kopf und gab damit das Zeichen für die Folterknechte.&nbsp;Nach der Tortur&nbsp;gesteht der

Zehnjährige alles, was man ihm an Unterstellungen über seine Brüder eingeredet hat.&nbsp;      

Ja, sie haben Kindern die Hände abgeschnitten,   ja, sie haben Schwangere ermordet, um an die

Hände der Ungeborenen zu kommen.   „Ja“, immer wieder „ja“.&nbsp;

4. Oktober 1624 – Der Beginn der Rekatholisierung in Oberösterreich
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Wien - Oberösterreich * In das von Kaiser Ferdinand II. an das Herzogtum Baiern verpfändete

Oberösterreich soll eine Reformkommission die evangelisch gewordenen Untertanen wieder

katholisch machen. Durch ein Patent Kaiser Ferdinands II. wird die Ausweisung aller

evangelischen Schulmeister und Prediger im Lande ob der Enns verfügt.    Da die

freigewordenen Pfarrstellen nicht mit einheimischen Pfarrern besetzt werden können, holt man

italienische Priester aus dem italienischen Teil Tirols. Diese sprechen kaum deutsch und können

deshalb die Messe, wie es zuvor üblich war, nicht in der Landessprache halten. 

7. September 1634 – Kurfürst Maximilian I. will sein Gelöbnis erfüllen

München * Nachdem München        von der drohenden Besetzung und Plünderung durch

Kontributionen freigekauft werden und   das kaiserlich-ligistische und durch spanische Truppen

verstärkte Heer in der Schlacht bei Nördlingen am 6. September 1634 einen entscheidenden Sieg

über die Schweden erringen konnte,      beauftragt Kurfürst Maximilian I. nach seiner Rückkehr

eine Kommission zu überlegen, „was es für ein werkh sein [...] möchte“, mit dem er sein

Gelöbnis erfüllen könne. Der hochrangige Beraterkreis schlägt die Stiftung eines jährlichen

Lobamtes in der Frauenkirche und die Errichtung eines neuen Altars in der entsprechenden

Kapelle vor. Sie bewegen sich damit im damals üblichen Rahmen für ein Exvoto. 

18. Mai 1704 – Wildeste Gerüchte verbreiten sich in der Stadt

München * Durch die Visionen und Prophezeiungen der Maria Anna Lindmayr verbreiteten sich

bald in der ganzen Stadt die wildesten Gerüchte. Die - berechtigten - Ängste der Bevölkerung vor

einem drohenden Krieg und den daraus resultierenden Auswirkungen führen noch am

Dreifaltigkeitstag, am 18. Mai, zu einem Volksauflauf.    Der Kurfürstliche Geheime Rat lässt

daraufhin die Prediger anweisen, sie sollen gegen die „Ausstreuungen einer gewissen Person“

vorgehen und die Bevölkerung zu „Buße, Tugend und Frömmigkeit“ anhalten.    Die „fromme

Marianndl“ wendet sich nun an den Freisinger Fürstbischof Franz von Eckher von Kapfenberg

und Lichteneck, der sie von einer „Kommission hochangesehener Geistlicher“ untersuchen lässt.

Die Kommission stellt in ihrem Gutachten fest, dass die Lindmayr „in etlich sachen eine mehr als

natürliche erkandnuß“ habe.    War die Lindmayrin zuvor in der Stadt noch umstritten, so ist nun

die Mehrheit von der Mystikerin überzeugt. Maria Anna Lindmayr ist sich sicher, dass Gott die

schlimmsten Gefahren nur dann von der Stadt abwende, wenn man ihm eine „Kirche zu Ehren

der allerheiligsten Dreifaltigkeit“ geloben würde. Um dieser Forderung Nachdruck zu verleihen,

erklärt sie, dass ihr dies schon mehrmals geoffenbart worden sei. 
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11. Oktober 1725 – Die neue Münchner Burgfriedensgrenze

München * Eine Hofkommission&nbsp;und Vertreter der Stadt umreiten die neue

Münchner&nbsp;Burgfriedensgrenze.&nbsp;

Juni 1728 – Die neuen Burgfriedenssäulen werden aufgestellt

München * Die neuen Burgfriedenssäulen werden unter Beteiligung einer Kommission aus

kurfürstlichen Hofräten und aus städtischen Abgeordneten aufgestellt. Begleitet werden sie von

37 Bürgersöhnen im Alter von fünf bis fünfzehn Jahren, die Kohlen aus Eichenholz und

Glasscherben zum Einlegen in die Grundsteine der Säulen mittragen.    Jeder der Knaben erhält

zur Erinnerung an dieses denkwürdige Ereignis einen Gedenkpfennig und eine Maulschelle, die

an das alte baierische Recht erinnert, bei dem die Zeugen an den Ohren gezogen wurden.      

Ähnlich einem Bildstock wird die Stele oben von einer halbrunden Bekrönung abgeschlossen.  

Die Säulen sind aus Tuffstein, der aus der Gegend um Valley stammt.   Sie zeigen auf der einen

Seite einen Mönch, auf der anderen das Rautenwappen, das Stadt- und das Landeswappen.

1760 – Eine Seidenzucht-Kommission zur Förderung der Seide

München * Um die Seidenzucht zu fördern, ernennt Kurfürst Max III. Joseph eine

Seidenzucht-Commission. Die „Ministris und Räthe“ sollten die verschiedenen Aktivitäten

koordinieren. 

29. März 1788 – Sir Benjamin Thompson wird Kriegsminister

München * Das von Sir Benjamin Thompson vorgelegte „Memorandum zur Verbesserung des

baierischen Militärwesens“ wird von der kurfürstlichen Kommission

angenommen.&nbsp;Thompson wird zum Kriegsminister&nbsp;im Rang eines

Generalmajors&nbsp;befördert.&nbsp;Sein Vorgänger, Freiherr Johann Ernst Theodor von

Heyen gen. Belderbusch, wird „ungnädig wegen missfälliger Verwaltung“ entlassen und als

Militärgouverneur&nbsp;nach Mannheim versetzt.

1. Juli 1789 – Eine Militärgartenkommission wird gegründet
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München * Sir Benjamin Thompson gründet eine Militärgartenkommission.

31. Juli 1790 – Kurfürst Carl Theodor setzt den Magistrat ab

München * Kurfürst Carl Theodor empfindet die Rechtfertigungsschrift des Magistrats vom 28.

Juli und die darin enthaltenen Angriffe auf die „verfehlte Regierungspolitik des Landesherrn“ als

Majestätsbeleidigung und Hochverrat. Er lässt ein Exempel statuieren, den gesamten

Inneren- und Äußeren Rat vor eine kurfürstliche Spezialkommission bringen und einzeln

verhören. Bis zur nächsten Stadtratswahl überträgt er die Geschäfte einer kurfürstlichen

Stadtadministrationskommission. 

22. Dezember 1790 – Kurfürst Carl Theodor verweigert die Bestätigung der Wahlmänner

München * Bei der turnusmäßig vorgenommenen Neuwahl der Stadträte verweigert Kurfürst Carl

Theodor die Bestätigung der Wahlmänner und überträgt bis auf Weiteres die Führung der

magistratischen Geschäfte einer landesherrlichen Kommission. Die Verfasser der Flugschrift

werden lebenslang von den Ratsgeschäften ausgeschlossen. 

11. September 1796 – Enteignungsmaßnahmen für die Rumfordstraße

München * Noch vor dem Abzug der französischen Revolutionsarmee und dem Kaiserlichen

Heer lässt sich Reichsgraf von Rumford vom Landesdirektorium für die notwendigen

Gegenmaßnahmen für rasche Truppendurchzüge ermächtigen. Gleichzeitig wird eine

Kommission zur finanziellen Entschädigung der enteigneten Grundstücksbesitzer gebildet.

16. November 1798 – Kurfürst Carl Theodor ist Kunde des Leihhauses

München * Selbst der baierische Regent und Herrscher ist Kunde des Leihhauses. Kurfürst Carl

Theodor gibt an diesem Tag der magistratischen Leihhauskommission folgenden Befehl:    „Seine

Churfürstliche Durchlaucht haben sich in der Verlegenheit, in welcher sich die Staatskassa bey

dem schon so lange dauernden Krieg befindet, zur Verhütung größerer Übel bemüssigt

gefunden, einen Teil des Schatzes der heiligen Kapelle in Altötting hierher bringen zu lassen, um

auf denselben als Faustpfand schnell ein angemessenes Anlehen aufzubringen und Höchst

dieselbe hat sich zu diesem Ende entschlossen, diesen bloss in Gold und Juwellen bestehenden
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Teil des Schatzes dem hiesigen, unter landesfürstlicher Oberaufsicht und Protektion stehenden

Leihhaus, jedoch mit dem gegenwärtig schärfsten Befehle zu übergeben und aushändigen zu

wollen, daß hievon nicht das mindeste veräußert oder verschmolzen werde, sondern sich das

Leihhaus wegen gleichzeitiger und hiemit feyerlich erklärt werdender Mitverpfändung aller

Churfürstlichen Renten und Gefälle mit dem richtigen Bezuge der jährlichen Zinsen sich

begnügen solle und müsse.“      Durch die kurfürstliche Inanspruchnahme der Pfandleihanstalt ist

die Kapitaldecke der Einrichtung allerdings wiederholt derart dünn geworden, dass Hilfesuchende

aus den ärmeren Schichten oftmals abgewiesen werden mussten. 

25. Januar 1802 – Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

Kurfürstentum Baiern * Das kurfürstliche Dekret zur Aufhebung der Bettelordensklöster in Baiern

beginnt mit der Feststellung,       dass die Bettelorden die „Fortpflanzung des Aberglaubens und

der schädlichen Irrtümer“ begünstigen und   die Entstehung und Entwicklung „richtiger Begriffe

der moralischen Bildung im Volke“ verhindern,   weshalb die fortdauernde Existenz der

Mendikantenklöster zwecklos und schädlich für die Bürger ist.        In Altbaiern sind davon

einundneunzig derartige kirchliche Einrichtungen betroffen. In München sind folgende Bettelorden

betroffen: Kapuziner, Franziskaner, Karmeliten, Karmelitinnen, die Benediktinerinnen am

Lilienberg , die Paulanerinnen im Lilienthal und das Pütrichkloster.     Zur zweckmäßigen

Einrichtung der Bürger- und Landschulen wird ein Schulfonds eingerichtet, der aus dem

Vermögen der aufgehobenen Orden gebildet wird, da es an anderweitigen staatlichen Mitteln

mangelt.    Zur sofortigen Verminderung der Insassen werden       alle Ausländer, das heißt, die

nicht in Pfalzbaiern geborenen Klostermitglieder, in ihre Heimat geschickt,   die Laienbrüder in die

Prälatenklöster versetzt und   Kleriker, die noch keine Profeß abgelegt haben, entlassen.  

Neuaufnahmen und das Überwechseln von Ordensangehörigen in andere Klöster wird streng

untersagt.   Priestermönche können unter bestimmten Voraussetzungen in den

Weltpriesterstand übertreten, was dem Staat die Pensionskosten einsparen hilft.   Alle

übrigbleibenden Klosterindividuen sollen in Zentralklöster - in Wirklichkeit Aussterbeklöster - ihres

Ordens verbracht werden.   Außerdem ist den Franziskanern künftig nur noch Predigt und

Beichthören in der eigenen Ordenskirche erlaubt, jedoch keinerlei Seelsorgeaushilfe.   Dazu

unterstehen sie der verschärften Aufsicht der zuständigen Landrichter.      Als Unterhalt für die

Franziskaner setzt man, da ihnen das Almosensammeln verboten worden ist, jährlich 125 Gulden

fest, zahlbar aus dem Vermögensfonds der nichtständischen Klöster.       Der Inhalt des

Aufhebungsdekretes wird öffentlich nicht bekannt gemacht.   Die ganzen Vorbereitungen der

staatlichen Klosteraufhebungen laufen bis zur Ausführung im Wesentlichen geheim.   Das

verstärkt die Unsicherheit und lässt jede Gegenwehr erlahmen.   Ebenfalls besteht Unkenntnis
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über die Befugnisse der eingerichteten Spezialkommission.       Ausgenommen vom

kurfürstlichen Aufhebungs-Dekret der Bettelordensklöster sind - aufgrund ihrer Tätigkeit in der

Krankenpflege beziehungsweise im Schulwesen - die Klöster der Barmherzigen Brüder sowie

der Englischen Fräulein und der Elisabethinerinnen. Das Kloster der Ursulinen in München wird

mit den Nonnen de Notre Dame in Nymphenburg vereinigt.    In der Haupt- und Residenzstadt

München gibt es nur ein ständisches Kloster: das Klarissen-Kloster zu Sankt Jakob am Anger.

25. Februar 1802 – Es ergeht eine wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung

München-Graggenau * Es ergeht eine weitere wichtige Instruktion zur Klosteraufhebung. Sie ist

unmittelbar für das Franziskanerkloster St. Anton in München bestimmt, wird aber

richtungweisend für die tatsächliche Durchführung der Klosteraufhebungen.    Sofort nach Erhalt

der Instruktion muss sich Graf Arco in das Kloster begeben, das Bargeld zählen und das übrige

Klostervermögen feststellen. Anschließend haben sich alle Klostermitglieder im Refektorium zu

versammeln, wo ihre Personalien, Beschäftigungen und besonderen Einsätze schriftlich

festgehalten werden. Bei diesem überfallartigen Vorgehen geht es um Geld und sonstiges für die

Staatskasse interessantes Vermögen und um weitere Einsparungen für den Staat.    Dem

Kommissar ist eingeschärft worden, „diesen Auftrag in der vorgeschriebenen Ordnung mit allem

Eifer, Schnelligkeit und der Sache angemessenen Anstand in Vollzug zu bringen“. Die

Ergebnisse gehen an die Spezial-Klosterkommission.    Der weitere Inhalt der Instruktion lautet

kurz gefasst:       Alle Ausländer sind umgehend in ihre Heimat zu schicken; sie erhalten 25

Gulden Zehrgeld und einen Reisepass; aber Abreisetag und Reiseroute werden genau

festgelegt.    Wer gesund und nicht zu alt ist, muss drei Tage nach der Mitteilung auswandern;

nur einige Alte und Gebrechliche erhalten Aufschub bis April.    Das Sammeln auf der Reise ist

den Mönchen strengstens verboten.      Alle inländischen Laienbrüder, die in das bürgerliche

Leben zurückkehren wollen, erhalten zum Auszug 25 Gulden und die nötigen Kleider.      

Diejenigen, die den Ordensstand nicht verlassen wollen, sind - bis auf wenige, die noch zu den

nötigsten Hausarbeiten als Gärtner, Köche, in der Brauerei und so weiter benötigt werden - auf

die oberpfälzischen oder baierischen Prälatenklöster als Konventdiener oder Pfründner zu

verteilen.   Die nach Abzug der Kranken und Ausländischen verbliebenen sieben Laienbrüder des

Münchener Franziskanerklosters sind in ständische Abteien zu schicken.      Die kurfürstliche

Verordnung gibt auch Anweisung über den möglichen Rücktritt von Priestermönchen der

Mendikantenorden in den Weltpriesterstand.       Diese Mönche müssen sich einer Prüfung durch

die Spezial-Klosterkommission unterziehen. Dabei werden weniger ihre theologischen Kenntnisse

begutachtet, sondern vielmehr festgestellt, „ob die Austretenden auch im Sinne der

Staatsauffassung genügend aufgeklärt“ sind.    Haben die Aspiranten ihre Prüfung bestanden,
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erhalten sie von der Kommission die Erlaubnis zum Überwechseln mit einer jährlichen Pension

von 125 Gulden.

1812 – Jean Baptiste Métivier gestaltet das Montgelas-Palais aus

München-Kreuzviertel * Für die Innendekoration des Montgelas-Palais kann Maximilian

Joseph von Montgelas den jungen, in Rennes in Frankreich geborenen und seit dem Jahr 1811 in

München als Inspektor der königlichen Baukommission tätigen Jean Baptiste Métivier gewinnen. 

9. März 1815 – Kronprinz Ludwigs liberale Verfassungsvorstellungen

München * Kronprinz Ludwig I. gibt in einer von seinem Vater Max I. Joseph angeforderten

Stellungnahme zum Verfassungsentwurf eine sehr detaillierte und bemerkenswerte

Denkschrift ab, in der der liberal auftretende Ludwig       für eine Beschneidung der

Kronrechte und   für eine Volksrepräsentation mit weitreichenden Kompetenzen plädiert.     In der

Konzeption der Gewissens- und Pressefreiheit geht der Kronprinz sogar weit über den Entwurf

der Kommission hinaus. 

26. März 1820 – König Max I. Joseph soll ein Denkmal bekommen

München-Graggenau * Der Magistrat der Haupt- und Residenzstadt München&nbsp;beschließt,

König Max I. Joseph ein Denkmal zu setzen.&nbsp;Anlass ist der bevorstehende zweite

Jahrestag der Bayerischen Verfassung.&nbsp;Der König soll als „Vater des Vaterlandes“ und als

„Friedensfürst“ dargestellt werden.    Zur Aufbringung der Kosten richtet man eine

Subskription&nbsp;ein, eine für die damalige Zeit durchaus übliche Vorgehensweise. &nbsp;An

vielen Orten in Deutschland und ganz Europa konstituieren sich im 19. Jahrhundert solche

Kommissionen, deren Bestreben es ist, für eine zu ehrende Person - häufig sind&nbsp;es

allerdings bürgerliche Größen der Geistes- und Kulturgeschichte - ein Denkmal zu

errichten.&nbsp;Sie fungieren als unermüdliche Geldbeschaffer, Ausarbeiter eines

Programms&nbsp;und Auftraggeber für einen Künstler.

Oktober 1823 – Ein erster Denkmalentwurf für das Max-Joseph-Denkmal entsteht

München-Graggenau * Ein großer Schritt in der Planung des Max-Joseph-Denkmals geschieht
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auf der Italienreise des Kronprinzen Ludwig mit Leo von Klenze vom Oktober 1823 bis Anfang

des Jahres 1824. In Zusammenarbeit mit dem in Rom wohnenden Bildhauer Martin von Wagner,

dem Kunsteinkäufer Ludwigs, der auch die berühmte Äginetengruppe für die

Glyptothek erwerben konnte, entstand ein Denkmalentwurf. Er zeigt den König im

Krönungsornat auf dem Löwenthron mit der zum Friedensgruß erhobenen rechten Hand.    „Als

Grund für die sitzende Stellung führte ich an“, schreibt Leo von Klenze später, „daß der König als

Nicht-Feldherr doch am besten in der Stellung dargestellt werden möchte, welche die Alten ihren

Obergöttern und namentlich dem Zeus gaben“ und dass diese ruhige Haltung „dem Begriffe der

gesetzlichen, sich ihrer Macht und Würde bewußten Herrschaft“ entspricht.    Doch König Max

Joseph spricht sich prinzipiell gegen eine sitzende Stellung aus, und zwar in der ihm eigenen,

sehr drastischen Ausdrucksweise: Er will nicht „auf dem Cacatojo sitzend“ dargestellt werden.

Daraufhin macht Leo von Klenze einen neuen Entwurf, der den König stehend mit vier liegenden

Löwen zeigt und die Zustimmung Max Josephs, schließlich auch des Kronprinzen und der

Denkmalkommission findet.

1824 – Das Artillerie-Regiment soll vom Max-Joseph-Platz verbannt werden

München-Graggenau * Die Kommission zum Wiederaufbau des Hof- und Nationaltheaters stellt

den Antrag, nach der Eröffnung des neuen Theaters das Artillerie-Regiment vom

Max-Joseph-Platz zu verbannen.       Man verweist dabei auf die Belästigung der ganzen

Nachbarschaft durch den täglichen Ausbildungsbetrieb.   Außerdem würden in keiner Haupt- und

Residenzstadt außer in München, auf einem Stadtplatz ständig Militärübungen stattfinden.  

Vielmehr sucht sich überall sonst das Militär Exerzierplätze außerhalb der Städte.

31. Dezember 1828 – Seidenbau als Nebenverdienst

Königreich Bayern * Die Seiden-Deputation zählt bereits 82.844 Maulbeerbäume und 1,5

Millionen Sämlinge. In diesem Jahr bemühen sich „6 Lokalschulkommissionen, 4

Kultus-Kongresse, 4 Bezirks-Comites, 30 Landgerichte und 5.000 einzelne Individuen, die

Seidenzucht einzuführen“.    Wie in anderen Ländern soll der Seidenbau ein einträglicher

Nebenverdienst für das Gesinde, für Kinder sowie für „arme und alte Leute“ werden. Die Damen

sollen sich die Seide für ihre Kleider und Möbel selbst herstellen können. 

November 1835 – Die beträchtliche Kostenüberschreitung führt zur Rüge - sonst nichts
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München-Graggenau * Die Missachtung des königlichen Willens sowie die beträchtliche

Kostenüberschreitung führen im November dazu, dass König Ludwig I. das ernstliche

Mißfallen gegenüber Klenze, Ohlmüller und Postdirektor Lippe ausspricht. Die Einsetzung einer

Untersuchungskommission unterbleibt jedoch in Hinblick auf den bereits sehr weit

fortgeschrittenen Bau.    Doch unmittelbar danach ordnet Ludwig - unter Umgehung der

Ministerien - in mündlichem Befehl an Klenze die von diesem vorgeschlagene polychromatische

Bemalung an.

August 1842 – „Die Lokomotive Münchner [...] ist, selbst geschenkt, zu teuer“

München * In einem Expertengutachten kommt die für den Ankauf der Lokomotiven zuständige

Eisenbahnkommission zu folgendem Ergebnis: „Es hat daher die Lokomotive Münchner [...]

keinen Wert mehr, und ist, selbst geschenkt, zu theuer“.

1843 – Friedrich Bürklein wird Baukondukteur bei der Eisenbahn in Nürnberg

Nürnberg * Friedrich Bürklein nimmt die Stelle eines Baukondukteurs bei der

Eisenbahnbaukommission in Nürnberg an.

1. Juni 1847 – Die Besitzungen Ramersdorfs im Steuerdistrikt Haidhausen

Haidhausen - Ramersdorf * Die Gemeinde Haidhausen gibt einen Bericht an die Königliche

Steuerkatasterkommission, in dem die Besitzungen Ramersdorfs im Steuerdistrikt

Haidhausen aufgezählt werden. 

1848 – Max Pettenkofer erforscht die Indische Cholera

München * Der Pharmazeut und Hygieniker Max Pettenkofer, von den Münchnern

liebevoll-verachtend „Scheißhäusl-Apostel“ genannt, wird Mitglied der Königlichen Kommission

der Erforschung der indischen Cholera.

1. Oktober 1854 – Magistratsrat Max Weber und die bauliche Entwicklung der Stadt
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München * Nach der Eingemeindung Haidhausens übernahm ihn die Stadtverwaltung Münchens

erst als Magistratssekretär, dann als Magistratsrat. In seiner Funktion als Vorsitzender der

Lokalbaukommission engagierte er sich für die bauliche Entwicklung der Stadt und besonders

den Münchner Osten.

9. September 1866 – Grundsteinlegung für die neue Heilig-Kreuz-Kirche in Obergiesing

München-Obergiesing * Die Grundsteinlegung für die neue Heilig-Kreuz-Kirche in Obergiesing

findet statt. Der Bau entsteht auf einem Gebiet, das landwirtschaftlich nicht genutzt werden kann,

nachdem hier die Toten der Pest des Jahres 1636 begraben worden sind.  Geldgeber Ex-König

Ludwig I. verlangt von vom Architekten Dollmann, dass die Kirche „noch schöner werde, als die

Auer Kirche“. Die Stadtbaukommission besteht auf die Erhöhung des Kirchturms von achtzig auf

95 Meter. Damit ist die Heilig-Kreuz-Kirche - bis zum Bau des Fernsehturms - der höchste Punkt

Münchens.  Niemand fragt zum Entstehungszeitpunkt der Kirche, ob der Bau in die Gegend passt

oder ob er von der armen Vorstadtgemeinde überhaupt finanziert werden kann. „Wieder wurde

hier ein Denkmal gesetzt, für das die Nutzung nur Anlass und zweitrangige Funktion war“, schrieb

G. Schickel im Jahr 1987. 

1883 – Die Allotria schafft neue Perspektiven

München-Kreuzviertel * Die Künstlergesellschaft Allotria findet auf der Suche nach einem

geeigneten Treffpunkt einen Ort an der ehemaligen Stadtmauer. Dort steht das historische

Hofbrunnenhaus „Beim Leinfelder“, ein Relikt der früheren Hofleinwandkammer. Der Architekt

und Kunsthandwerker Lorenz Gedon entwirft ein Vereinshaus, das ganz auf die Bedürfnisse der

Künstler zugeschnitten ist – mit Ateliers, Gesellschaftsräumen und Raum für das gesellige

Vereinsleben.  Durch die Initiative des langjährigen Allotria-Präsidenten und Malerfürsten Franz

von Lenbach gewinnt auch das Projekt eines Münchner Künstlerhauses entscheidend an

Dynamik. Die Stadt München und das Königshaus überlassen der Künstlerhauskommission ihre

Grundstücke am Maximiliansplatz zu einem symbolischen Kaufpreis. Darüber hinaus stellt die

Stadt einen Zuschuss zu den Baukosten bereit und schafft damit die finanzielle Grundlage für die

weitere Planung. 

2. Mai 1883 – Eduard Theodor Grützner lässt sich am Praterbergl eine Villa bauen

München-Haidhausen * Eduard Theodor Grützner lässt sich am Praterbergl, in der heutigen
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Grütznerstraße 1 und schon damals in unmittelbarer Nähe zum Maximilianeum gelegen, eine

Villa durch den renommierten Architekten Leonhard Romeis erbauen. Das ist zwei Jahre bevor

sich Franz von Lenbach durch Gabriel von Seidl sein Palais errichten lässt.    Nun erhält er von

der Lokalbaukommission die allgemein vorgeschriebene Wohnbewilligung erteilt, die eine

ausreichende Wohnqualität sicherstellen soll, was bei diesem Bauherrn freilich nur eine Formalie

darstellt.

November 1883 – Die Bedeutung des Isarquaies für München

München-Lehel * Ein Artikel in den „Münchner Neuesten Nachrichten“ befasst sich mit der

Bedeutung des Isarquaies für München. Der Verfasser betont darin die städtebaulich

„unvergleichlich günstige Lage des Mariannenplatzes“, der sogar als Bauplatz für den

Justizpalast&nbsp;in Erwägung gezogen worden ist.       Der evangelischen Kirchenverwaltung

erscheint der Bauplatz als sehr teuer, weshalb sie noch das Gelände der „I. Kraft- und

Arbeitsmaschinen-Ausstellung“ am Isartorplatz ins Gespräch bringt.   Die

Lokalbaukommission&nbsp;schlägt ihrerseits noch Standorte auf der

südlichen&nbsp;beziehungsweise nördlichen Kohleninsel&nbsp;vor. &nbsp;Schließlich einigt man

sich doch auf den Mariannenplatz als Standort für die Lukaskirche. &nbsp;      Das Gotteshaus

sollte eigentlich die protestantische Kirche für den Münchner Osten werden, doch bereits 1889

wurde am Preysingplatz in Haidhausen die Johanneskirche&nbsp;als evangelische

Notkirche&nbsp;erbaut.  Nun haben die Protestanten auch ihren Sammelpunkt jenseits der Isar.

Doch das war bestimmt kein Zufall, denn der Architekt beider Kirchen ist Albert Schmidt, der

gleichzeitig - heute kaum vorstellbar - den acht Mitgliedern der protestantischen

Kirchenverwaltung&nbsp;in München angehörte.&nbsp;    „Der soziale Status der

protestantischen Gemeindemitglieder lag deutlich über dem Durchschnitt. Viele gehörten der

geistigen und finanziellen Oberschicht an“, weshalb die Gruppierung sehr selbstbewusst auftrat,

was im fundamental katholischen Bayern ganz bestimmt auch nötig war [und ist?].&nbsp;

10. Juni 1886 – Prinzregent Luitpold unterzeichnet die Regentschaftsproklamation

München * Die Regentschaftsproklamation des Prinzen Luitpolds wird vom

Gesamtministerium gegengezeichnet. Der 65-jährige Luitpold von Bayern wird damit zum

Verweser des Königreichs Bayern, oder kurz gesagt zum Prinzregenten.    In der Zwischenzeit

hat sich eine elfköpfige „Fang-Kommission“ - unter Beteiligung des Ministers Krafft Freiherr von

Crailsheim, der Vormünder, Dr. Bernhard von Gudden und anderen - auf den Weg nach Schloss

Neuschwanstein gemacht. Sie sollen den König von seiner Regierungsunfähigkeit und der
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Übernahme der Regentschaft durch Prinz Luitpold unterrichten und ihn in irrenärztliche

Pflege übernehmen. Der rechtzeitig informierte König Ludwig II. lässt die Kommission von

Gendarmen aus Füssen festnehmen.     Erst am Nachmittag, nachdem sich

die Regentschaftsproklamation Luitpolds auch in Füssen herumgesprochen hat, werden die

Gefangenen wieder freigelassen.

11. Juni 1886 – Eine effektivere Fang-Kommission nimmt einen neuen Anlauf

Schloss Neuschwanstein - Schloss Berg * Eine kleinere, effektivere Fang-Kommission nimmt

einen neuen Anlauf. Diesmal mit mehr Erfolg. Dem König wird die Entmündigung eröffnet. Er

lässt sich festnehmen und nach Schloss Berg am Starnberger See überführen. Dort kommt es in

der Folge zum sogenannten Königsdrama.    Ursprünglich sollte der Ex-König Ludwig II. nach

Schloss Fürstenried gebracht werden. Man kommt von dem Gedanken aber wieder ab, da man

die Brüder nicht im selben Haus untergebracht haben will. Statt dessen werden Pfleger vom

Prinzen Otto abgezogen.

1888 – Die Methoden der Müllbeseitigung studieren

München * Eine eigens gebildete Kommission geht auf Reisen, um in Frankfurt, Hannover,

Bremen, Hamburg, Dresden, Leipzig, Prag und Berlin die dortigen Methoden der

Müllbeseitigung zu studieren. Danach will man die Zustände in München ändern.

1888 – Eine Leimfabrik für Hellabrunn

Giesing * Der Fabrikant Julius Kremser stellt bei der Lokalbaukommission den Antrag, auf dem

Anwesen Nr. 1 in Hellabrunn eine Leimfabrik zu errichten. Unter der Bedingung, dass Kremser

seine Fabrik, nicht wie geplant, direkt an die Straße nach Harlaching baut, stimmt die Behörde

dem Antrag zu. 

27. Juni 1888 – Forderung nach Errichtung einer ersten und zweiten Klasse

München - München-Haidhausen * Die „protestantischen Einwohner der Vorstädte rechts der

Isar“ erheben bei der Lokalschulkommission die Forderung nach Errichtung je einer ersten und

zweiten Klasse in Haidhausen.     Die Schulbehörde ist jedoch - aufgrund der in Haidhausen
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herrschenden Schulraumnot - nicht in der Lage, dem Antrag zu entsprechen, stellt aber die

Errichtung der gewünschten Klassen nach der Fertigstellung des Erweiterungsbaues der

Wörthschule für das Jahr 1891/92 in Aussicht. 

Februar 1892 – Die Standortfrage für das Künstlerhauses ist geklärt

München-Kreuzviertel * Die Entscheidung als Standort „Beim Leinfelder“ als endgültigen Bauplatz

des Münchner Künstlerhauses. Die Künstlergenossenschaft übernimmt selbst die Bauherrschaft.

Mit der Planung wird der Architekt Gabriel von Seidl beauftragt. Er entwirft ein repräsentatives

Gebäude im Stil der italienischen Renaissance – ein architektonisches Bekenntnis zum

kulturellen Selbstverständnis und hohen Anspruch der Münchner Künstlerschaft.  Zur

Finanzierung des Bauvorhabens leisten Veranstaltungen wie das „Winterfest der Münchner

Künstler“ und das „Arkadienfest“ einen wichtigen Beitrag. Gemeinsam mit zahlreichen Spenden

kommen rund 320.000 Mark zusammen. Den Vorsitz der Baukommission übernehmen Ferdinand

von Miller und Franz von Lenbach.

22. Juni 1893 – Forderungen nach weiteren evangelischen Klassen

München-Haidhausen * Der protestantische Kirchenbauverein wendet sich an die

Lokalschulkommission, um eine dritte und vierte evangelische Klasse in Haidhausen zu

errichten. 

1896 – Dritte und vierte evangelische Klassen in Haidhausen

München-Haidhausen * Nach wiederholten Gesuchen an die Lokalschulkommission werden in

Haidhausen eine dritte und vierte evangelische Klasse eingerichtet. 

August 1896 – Die künftige Richard-Wagner-Straße soll einen Knick erhalten

München-Maxvorstadt * Der Direktor der Königlichen Kunstgewerbeschule fordert die

Baulinienkommission auf, die künftige Richard-Wagner-Straße mit einem Knick zu versehen.

27. Juli 1897 – Franz Stuck reicht die Pläne für sein Künstler-Palais ein
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München-Haidhausen * Franz Stuck reicht die Pläne für sein Künstler-Palais bei der

Lokalbaukommission in München zur Genehmigung ein. Die Überprüfung der Planungen führen

zur umgehenden Ablehnung und der Aufforderung zur Überarbeitung.

24. August 1897 – Stucks Baupläne werden genehmigt

München-Haidhausen * Franz Stuck legt der Lokalbaukommission die überarbeiteten Pläne für

seine Künstler-Villa vor. Jetzt erhält er - nach Zustimmung der Königlichen Regierung von

Oberbayern - die Genehmigung zum Bauen. 

Januar 1899 – Eine Nietenfabrik in Hellabrunn

München-Giesing * Der Fabrikant Johann Feßler erwirbt das 58 Tagwerk große Anwesen Nr. 5

und 6 (Hellabrunn) in Harlaching, um dort eine Nietenfabrik zu errichten. Für das Gelände

unterhalb der Harlachinger Kirche bezahlt er 550.000 Mark. Der im Oktober 1899 von der

Lokalbaukommission München eingeforderte Plan beschreibt die projektierten Fabrikanlagen:    

I. - Kraftanlage und Maschinenhaus,   II. - Kaltnietenfabrik,   III. - Warmnietenfabrik,   IV. -

Magazin-Gebäude,   V. - Mechanische Werkstatt. 

15. April 1899 – Leonhard Romeis Bebauungspläne werden genehmigt

München * Die Lokalbaukommission&nbsp;genehmigt die von Leonhard Romeis vorgelegten

Bebauungspläne für die Richard-Wagner-Straße.

August 1900 – Die Baukommission ist für die Nietenfabrik in Hellabrunn

München-Giesing * Die Baukommission der Landeshauptstadt München, der Polytechnische

Verein sowie der Gewerbeinspektor der Stadt sprechen sich unter einigen Auflagen für die

Nietenfabrik in Hellabrunn aus. 

20. Juni 1901 – Der Antrag für ein evangelisches Schulhaus wird genehmigt

München-Haidhausen * Die Lokalschulkommission entspricht dem Antrag des evangelischen
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Kirchenbauvereins auf Errichtung einer evangelischen Schule in Haidhausen. 

April 1904 – Eine Studienreise für den Betrieb eines Ratskellers

München * Eine Kommission des Stadtmagistrats geht auf Studienreise nach Stuttgart,

Deidesheim, Mainz, Wiesbaden, Koblenz, Köln, Bremen, Hamburg, Berlin, Leipzig, Dresden,

Wien, Großinzersdorf und Salzburg begeben, „um Einrichtung und den Betrieb der Ratskeller

einer Anzahl größerer Städte kennen zu lernen“.    Ergebnis dieser Studienreise war der

Beschluss der Gemeindekollegien, dass im Ratskeller nur noch „Pfalzweine, Rheinweine, Mosel-

und Saarweine, Frankenweine, badische Weine, österreichische und ungarische Weine sowie

Bordeaux-, Burgunder- und Schaumweine“ angeboten und verkauft werden durften, welche von

einer vom Magistrat eingesetzten Kommission „nach vorgenommener Kostprobe angekauft und

in der städtischen Weinkellerei eingelagert und behandelt worden sind“.    Für die Auswahl der

„ruhigen“ Weine war „vor allem maßgebend, dass die Weine naturecht, das heißt aus dem

vergorenen Saft der Weintraube sind und keinerlei Zusatz an Zucker oder Zuckerwasser

enthalten“.

18. März 1905 – Das gescheiterte Denkmalprojekt für Ludwig II.

München-Au - München-Isarvorstadt * Prinzregent Luitpold zeigt sich vom Denkmalentwurf für

Ludwig II. auf der Corneliusbrücke begeistert und äußert: „Ich genehmige gerne, die Arbeit ist in

guten Händen.“   Der Entwurf kommt aber nicht zur Ausführung, da er nicht die Zu­stimmung der

„Kommission für staatliche Monumentalbauten“ erhält. 

1910 – Den Verein bayerischer Kinematographeninteressenten gegründet

München * Auf Anregung von Carl Gabriel wird der Verein bayerischer

Kinematographeninteressenten“als Interessensverband der Kinobesitzer gegründet. Der Grund

der Vereinsgründung ist der Versuch der Münchner Lokalschulkommission, ein Kinderverbot im

Kinematographentheater durchzusetzen. Damit wäre ein treuer Kundenstamm des Kinos

ausgeschlossen worden.

23. Juli 1914 – Österreich-Ungarn setzt Serbien ein 48-stündiges Ultimatum
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Berlin * Da man in Berlin befürchtet, dass Österreich-Ungarn an Geltung verlieren könnte, wenn

es sich nicht gegen diesen Affront wehren würde, stellte die k.u.k.-Regierung dem Königreich

Serbien ein auf 48 Stunden befristetes Ultimatum, in dem sie die Belgrader Regierung auffordert,

einer österreichischen Kommission zu gestatten, auf serbischem Gebiet die Umstände des

Attentats von Sarajevo zu untersuchen.      Außerdem soll sich Serbien verpflichten, alle an der

Mitwirkung an dem Attentat verdächtigten serbischen Beamten und Offiziere zu entlassen. 

25. Juli 1914 – Die Serben antworten auf das österreichisch-ungarische Ultimatum

Wien - Belgrad - Petersburg * Die Serben antworten - in Abstimmung mit ihren Bündnispartner

Russland - am Abend auf das österreichisch-ungarische Ultimatum und versprechen, dass

nahezu alle Forderungen erfüllt werden würden. Lediglich die Untersuchung des Attentats durch

eine Kommission unter österreichischer Aufsicht - bei jederzeitiger Einmischung - lehnen sie ab.   

Die Entente-Verbündeten Frankreich, England und Russland bewerten die serbische Antwort als

ein weitgehendes Entgegenkommen. Österreich-Ungarn weist die Botschaft aber als

„ungenügend“ und „vom Geist der Unaufrichtigkeit erfüllt“ zurück. Und die deutsche Regierung

unterstützt diese Sichtweise. 

1. August 1914 – Die Gewerkschaften und der Krieg

Berlin * Das Correspondenzblatt, das Organ der Generalkommission der Gewerkschaften,

schreibt: „Der Krieg 1870 und 71 wird als bedeutungslos verschwinden, wird keinen Vergleich

aushalten mit dem, was uns an Verwüstungen von wirtschaftlichen, kulturellen Werten und

Menschenleben der kommende Krieg in Aussicht stellt“. 

28. April 1917 – Den Kampftag für Frieden, Freiheit und Brot verhindern

Berlin * Die Generalkommission und der SPD-Parteivorstand sprechen sich gegen jede

Arbeitsruhe am 1. Mai aus, nachdem die Gruppe Internationale zu einem Kampftag für Frieden,

Freiheit und Brot aufgerufen hat. 

1. Februar 1918 – Protestmarsch der Streikenden zum Polizeipräsidium

München-Schwabing * Am Vormittag treffen sich die streikenden Arbeiterinnen und Arbeiter der
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Bayerischen Geschützwerke, Teile der Belegschaft der Lokomotivfabrik Maffei sowie die

Arbeiterinnen und Arbeiter der Lederfabrik Gebrüder Hesselberger und des BMW-Werkes zur

Auftaktveranstaltung in der Schwabinger Brauerei. Im Anschluss ziehen sie in einem

Protestmarsch zum Polizeipräsidium in der Ettstraße.    Stand bisher die Friedensfrage&nbsp;im

Mittelpunkt, so wird nach der Verhaftungsaktion die Freilassung der Gefangenen zur

Hauptaufgabe. Zu diesem Zweck hat die Versammlung eine vierköpfige Kommission gewählt, die

beim Polizeipräsidenten die Freilassung der Inhaftierten erwirken soll.    Da - nach Aussage des

Polizeipräsidenten - die Polizei keine Einflussmöglichkeiten auf die gerichtlichen Entscheidungen

hat, muss die Kommission ohne Ergebnis wieder abziehen.&nbsp;

2. Februar 1918 – Die Verhaftung der USPD-Streikführer erfolgte wegen Landesverrat

München * Ein weiterer Versuch durch eine Kommission der streikenden Arbeiter zur Freilassung

von Kurt Eisner und den anderen verhafteten USPD-Funktionären ist erneut erfolglos. Die

Abordnung erfährt nur, dass die Verhaftungen wegen Landesverrats erfolgt sind. 

8. Februar 1918 – Eine neue Verhandlungskommission wird gebildet

München * Die am 3. Februar gewählte Deputation, die die Forderungen vom 2. Februar der

Regierung vortragen soll, wird durch eine neue Kommission ersetzt. Dazu wird eine Sitzung der

Arbeiterausschüsse von 34 Münchner Betrieben einberufen. Diese wählen eine

Kommission,&nbsp;die aus elf Betriebsvertretern und zwei

MSPD-Landtagsabgeordneten&nbsp;besteht. Diese sollen mit der Regierung verhandeln.   

Erhard Auer übernimmt die Aufgabe des Sprechers.&nbsp;

16. Februar 1918 – Freundlich empfangen - nichts erreicht

München-Kreuzviertel * Die am 8. Februar gewählte Kommission wird von Ministerpräsident Otto

von Dandl, Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich und Kriegsminister Philipp von Hellingrath

empfangen. Der Sprecher der Kommission, der MSPD-Landtagsabgeordnete Erhard Auer, trägt

die Wünsche der Arbeiterausschüsse vor. Die Forderung nach Freilassung der verhafteten

Streikführer ist auf der Liste nicht mehr enthalten.    Die Minister beziehen freundlich zu den

Forderungen und Anregungen Stellung, Zugeständnisse machen sie jedoch keine.&nbsp;Der

Empfang der Kommission wirkt sich dennoch beruhigend auf die Arbeiterschaft aus.&nbsp;
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6. November 1918 – Matthias Erzberger reist zu Waffenstillstandsverhandlungen

Washington - Berlin - Spa * Am Vormittag trifft in Berlin die Nachricht des US-Präsidenten

Woodrow Wilson ein, dass der Oberkommandierende der Alliierten Streitkräfte, Marschall

Ferdinand Foch, bereit sei, eine deutsche Waffenstillstandsdelegation in Compiégne zu

empfangen.    Nachdem die Reichsregierung das Ansinnen der Obersten Heeresleitung - OHL,

einen militärischen Vertreter zum Verhandlungsleiter zu ernennen, ablehnt, wird noch am selben

Tag der Staatssekretär Matthias Erzberger - gegen seinen Willen - mit der Aufgabe betraut und

an der Spitze der Abordnung auf den Weg geschickt. Weitere Mitglieder der deutschen

Verhandlungs-Abordnung sind der Leiter für Heeresangelegenheiten General Detlof von

Winterfeldt, der Kapitän zur See Ernst Vanselow und als Vertreter des Auswärtigen Amtes Alfred

von Oberndorff.     Er muss jedoch sich zuvor im Großen Hauptquartier der Obersten

Heeresleitung -OHL noch Instruktionen abholen. Der Reichsregierung ist es wichtig gegenüber

den Alliierten das politisch erneuerte Deutschland zu demonstrieren. Dazu eignet sich ein ziviler

Politiker an der Spitze der Waffenstillstands-Kommission ganz besonders. Die Deutschen hoffen

auf einen „milden Frieden“ auf der Grundlage des 14-Punkte-Programms, das der US-Präsident

Woodrow Wilson am 8. Januar 1918 verkündet hatte. 

11. November 1918 – Matthias Erzberger unterzeichnet das Waffenstillstandsabkommen

Compiégne * Staatssekretär Matthias Erzberger, ein liberaler Politiker der katholischen

Zentrumspartei, unterzeichnet für das Deutsche Reich das Waffenstillstandsabkommen im

französischen Compiègne.    Einen großen Verhandlungsspielraum ließ die von Marschall

Ferdinand Foch vorgelegte Liste mit den Waffenstillstands-Bedingungen, verbunden mit einem

72-stündigen Ultimatum zur Annahme oder Ablehnung, nicht zu.    Da der deutschen Delegation

die Bedingungen als sehr hart erscheinen, sucht Erzberger Rücksprache mit dem neuen

Reichskanzler Friedrich Ebert. Dieser weist den Leiter der Verhandlungskommission nach

Rücksprache mit dem Chef der Obersten Heeresleitung - OHL, Paul von Hindenburg, an, den

„Waffenstillstand zu jedweden Bedingungen“ anzunehmen.    Der Vertrag wird am 11. November

zwischen 5:12 Uhr und 5:20 Uhr französischer Zeit unterzeichnet. Um 11 Uhr enden damit die

kriegerischen Auseinandersetzungen.    188.000 bayerische Soldaten sind im Ersten Weltkrieg

gefallen, mehrere Hunderttausend wurden verwundet. 

15. November 1918 – Abkommen zwischen Gewerkschaft und Unternehmerverband

Berlin * Die Gewerkschaften sehen die Chance, endlich als Interessenvertretung der
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Arbeiterschaft in wirtschaftlichen Fragen anerkannt zu werden. In Zukunft sollen die

Arbeitsbedingungen durch Tarifverträge geregelt werden, die zwischen den

Unternehmerverbänden und den Gewerkschaften abgeschlossen werden.    Die beiden

Verhandlungsführer Hugo Stinnes, mächtiger Schwerindustrieller sowie Verhandlungsführer der

Unternehmerseite, und Carl Legien, der Vorsitzende der Generalkommission der Freien

Gewerkschaften, unterzeichnen ein weitreichendes, die genannten Punkte beinhaltendes

Abkommen. 

16. November 1918 – Eine Kommission für eine Soldatenräte-Verordnung

München * Eine Versammlung der Münchner Kasernenräte ernennt eine sechsköpfige

Kommission, die gemeinsam mit dem Ministerium für militärische Angelegenheiten einen Entwurf

für eine Vorläufige Verordnung für die Soldatenräte erarbeiten soll. 

18. November 1918 – Eine bayerische Kommission will verursachte Kriegsschäden untersuchen

München - Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner bittet den bayerischen Gesandten in Bern, Prof.

Dr. Friedrich Wilhelm Foerster, der Entente ein Schreiben zukommen zu lassen, das einer

bayerischen Kommission erlaubt, die in Belgien und Nordfrankreich durch deutsche Truppen

verursachten Kriegsschäden zu untersuchen. 

21. November 1918 – Eisner fordert die sofortige Veröffentlichung der Kriegsakten

München - Berlin * In einem Telegramm fordert Kurt Eisner den bayerischen Gesandten in Berlin,

Dr. Friedrich Muckle, auf, von der Reichsregierung die sofortige Veröffentlichung der Urkunden

über den Ursprung des Krieges zu verlangen. Außerdem erhebt der bayerische Ministerpräsident

Anspruch auf Beteiligung Bayerns in der Waffenstillstands-Kommission.  Kurt Eisner ist bestrebt,

den Alliierten den Beweis zu erbringen, dass mit der deutschen Revolution nicht nur die alten

Herrschaftsträger beseitigt wurden, sondern dass auch ein politischer Umdenkungsprozess

eingesetzt hat. 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von
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nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

4. Dezember 1918 – Eine Kommission erstellt ein Sozialisierungskonzept

Berlin * Da der Rat der Volksbeauftragten kein Sozialisierungskonzept hat, wird eine Kommission

gegründet, in der Karl Kautsky von der USPD und Ernst Francke, der Generalsekretär der

Gesellschaft für soziale Reformen, den Vorsitz übernehmen. Vertreter der MSPD, der

Gewerkschaften und der Unternehmer gehören dem Gremium zusätzlich an.    Aufgrund der

Zusammensetzung ist kaum mit schnellen Entscheidungen und Einschnitten zu rechnen. Die

Kommission dient mehr der Beruhigung in allen Richtungen. 

5. Dezember 1918 – Eine Kommission zur Fürstenabfindung tritt zusammen

München-Kreuzviertel * Eine Kommission zur Fürstenabfindung tritt erstmals zusammen. 

10. Dezember 1918 – Die Räte bilden eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie

München * Auf der Sitzung der bayerischen Arbeiterräte erklärt Innenminister Erhard Auer, dass

er über 600 Telegramme herausgegeben hat, in denen Beschlüsse von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten aufgehoben worden sind.    Die Sitzung ist aufgrund von Protesten gegen die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte der Räte aus der Provinz einberufen

worden. Man beschließt eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie. 
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28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige

Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

6. Januar 1919 – Verhandlungsversuche mit Reichskanzler Friedrich Ebert

Berlin * Der Revolutionsausschuss verhandelt auf Vermittlung der USPD-Leitung mit

Reichskanzler Friedrich Ebert. Die zwölfköpfige Verhandlungskommission besteht aus sechs

Vertretern der USPD und der gleichen Zahl der Revolutionären Obleute. Die KPD will sich an den

Verhandlungen nicht beteiligen. 

11. Januar 1919 – Eine Neunerkommission zur Sozialisierung wird gebildet

Essen * Der Essener Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt die Streikinitiative im Ruhrgebiet und

verkündet, er nimmt die Sozialisierung in die eigenen Hände. Dazu wird eine Neunerkommission,

bestehend aus Vertretern der USPD, SPD und KPD, gebildet. Noch am selben Tag wird das Büro

des Kohlensyndikats und das Gebäude des Bergbaulichen Vereins in Essen besetzt. 

17. Januar 1919 – Verhandlungen zur Sozialisierung des Kohlebergbaus

Essen - Berlin * Die Essener Neunerkommission führt in Berlin Verhandlungen zur Sozialisierung

des Kohlebergbaus. Die Essener Sozialisierungsbestrebungen werden weder von der

Reichsregierung noch von der zentralen Gewerkschaftsführung unterstützt. Die Erfolge der

Neunerkommission sind überschaubar. 
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22. Januar 1919 – Lujo Brentano wird Vorsitzender der Sozialisierungskommission

München * Obwohl sich Ministerpräsident Kurt Eisner im November 1918 gegen

Sozialisierungsmaßnahmen aussprach, gründet er eine Sozialisierungskommission, um die

Diskussion zu beruhigen. Sie nimmt am 22. Januar ihre Arbeit auf. Vorsitzender der Kommission

ist der Nationalökonom Lujo Brentano. 

26. Januar 1919 – Eine englische Kommission prüft die Versorgungslage

München * Eine Kommission aus England überprüft die Lebensmittelverhältnisse in München. 

3. Februar 1919 – Die Sozialiserungskommission kündigt ihren Rücktritt an

Berlin * Die am 4. Dezember 1918 gebildete Kommission zur Erarbeitung eines

Sozialisierungskonzepts kündigt in einem Schreiben an die Regierung, dem noch amtierenden

Rat der Volksbeauftragten, ihren Rücktritt an, da in der Öffentlichkeit „Zweifel an dem Ernst der

Sozialisierungsabsichten der Regierung“ entstanden sind.&nbsp;

4. Februar 1919 – Der Rücktritt der Sozailisierungskommission kommt ungelegen

Berlin * Die Rücktrittsabsichten der Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts

kommt der Regierung ungelegen, weshalb umgehend Maßnahmen zur Verbesserung der

Arbeitsbedingungen der Kommission eingeleitet werden.&nbsp;

9. Februar 1919 – Den Rücktritt nochmal überdenken

Weimar - Berlin * Der Volksbeauftragte Rudolf Wissell bittet im Namen der Regierung die

Mitglieder der Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts - in Anbetracht auf die

„Rückwirkung auf die Öffentlichkeit, die der Rücktritt der Sozialisierungskommission zur Folge

haben wird“, den gefassten Beschluss nochmal zu überdenken.&nbsp;

13. Februar 1919 – Verhandlungen zur Sozialisierung der Bergbaubetriebe
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Weimar - Essen * In Weimar beginnen die Verhandlungen zwischen der Regierung und den

Vertretern der Essener Neunerkommission, dem Bezirksbetriebsrat Halle, der Gewerkschaften

und der Arbeitgeber.    Die Regierung weigert sich, den Betriebsräten außer

sozialpolitischen&nbsp;Rechten weitere Funktionen im wirtschaftlichen und politischem Raum

zuzugestehen. Der umfassende Kontrollanspruch der Arbeiterräte wird abgelehnt.&nbsp;

15. Februar 1919 – Der vorläufige Bericht der Sozialisierungskommission des Reiches

Berlin - Weimar * Die Sozialisierungskommission des Reiches gibt einen vorläufigen Bericht

ab.&nbsp;

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch

führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des

Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken
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München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

7. März 1919 – Amerika will die Münchner Bevölkerung mit Lebensmittel versorgen

München * Ein Mitglied einer amerikanischen Lebensmittelkommission besichtigt gemeinsam mit

Ernst Toller Proletarierwohnungen. Toller berichtet dem Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat, dass
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Amerika alles unternehmen werde, um die Münchner Bevölkerung mit Fleisch, Milch, Mehl, Reis,

Butter, Gummi usw. zu versorgen. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 

15. März 1919 – Rücktritt vom Rücktritt

Berlin - Weimar * Die Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts, die am 3.

Februar 1919 ihren Rücktritt erklärt hatte, tritt vom Rücktritt zurück.&nbsp;

21. März 1919 – Otto Neurath stellt dem Ministerrat sein Sozialisierungskonzept vor

München * Der Wiener Philosoph, Sozialdemokrat und Nationalökonom Otto Neurath stellt auf

Betreiben des USPD-Ministers für Handel und Gewerbe, Josef Simon, dem bayerischen

Ministerrat seine Sozialisierungspläne vor. Simon leitet damit den entscheidenden Schritt zur

Umgestaltung der bayerischen Ökonomie ein, wie sie Ministerpräsident Johannes Hoffmann in

seiner Regierungserklärung angekündigt hat.       Otto Neurath ist ein Verfechter der

Planwirtschaft.   Er will die gesamte gesellschaftliche Produktion in Bereiche einteilen,   alles

nach sozialistischen Grundsätzen erzeugen und verteilen,   und so die Versorgung jedes

einzelnen mit Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bildung und Vergnügen gewährleisten.   Die

Bedarfsdeckung der Bevölkerung und nicht der Reingewinn der Unternehmen stehen im

Vordergrund seiner Wirtschaftstheorie.   „So wie man die Volkswirtschaft durch ein

Hindenburg-Programm dem Kriege dienstbar machen konnte, müsste man sie auch dem Glück

aller dienstbar machen können.“      Otto Neurath erhält den Auftrag, seine Pläne im

Sozialisierungsausschuss und im Landtag zu erklären. 

22. März 1919 – Diskussion um die Installation von Betriebsräten
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Weimar * Auf der erste Parteikonferenz der SPD nach dem Krieg kommt es zu kontroversen

Diskussionen in der Frage der Installation von Betriebsräten.    Carl Legien, der Vorsitzende der

Generalkommission der freien Gewerkschaften, warnt davor, den Arbeiterräten das Recht der

Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen zuzugestehen. Denn „dann haben die

Gewerkschaften keine Existenzberechtigung mehr“. 

3. April 1919 – Die Sozialisierungskommission tritt endgültig zurück

Weimar - Berlin * Die Mehrheitssozialdemokraten lehnen tief greifende

Sozialisierungsmaßnahmen unter dem Eindruck       der harten Forderungen der Alliierten,   der

Demobilmachungsprobleme und   der katastrophalen Ernährungslage ab.      Daraufhin tritt die

Kommission zur Erarbeitung eines Sozialisierungskonzepts endgültig zurück. 

3. April 1919 – Die Forderungen nach einem Rätesystem werden wieder lauter

Augsburg * Seit Ende März werden die Forderungen nach einem Rätesystem wieder lauter. Das

tritt deutlich hervor, als der Vorsitzende des Zentralrats, Ernst Niekisch, auf der großen

Räteversammlung in Augsburg eine Rede zum Thema „Die zweite Revolution“

hält.&nbsp;Niekisch spricht sich zwar für ein Rätesystem aus, hält aber den Zeitpunkt für seine

Einführung für noch nicht gekommen. Letztlich verteidigt er die Bildung der parlamentarischen

Regierung.    In der sich dem Referat anschließenden lebhaften Diskussion wird hauptsächlich

von Vertretern der USPD die Ausrufung einer Räterepublik gefordert. Ein entsprechender Antrag

wird mit überwiegender Mehrheit angenommen. Zudem wird ein Bündnis mit den

Sowjetrepubliken Ungarns und Russlands gefordert.&nbsp;    Um einen Ausweg aus der

Bedrängnis zu finden, schlägt Niekisch die Bildung einer Kommission vor, die ihn nach München

begleiten und die Forderungen im Ministerrat vortragen soll.&nbsp;

3. April 1919 – Die Tätigkeit der Räte unnötig behindert

München * Der Zentralrat beschwert sich bei der Regierung Hoffmann, dass die eingesetzten

Kommissionen bei ihrer Arbeit auf Widerstand und Hindernisse stoßen. Damit wird die Tätigkeit

der Räte unnötig behindert. 
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12. April 1919 – Münchner Bürger als Geiseln verhaftet

München * In der gleichen Nacht beginnt parallel daneben eine&nbsp;Verhaftungskommission

des Zentralrats&nbsp;Geiseln aus der Münchner Bürgerschaft festzunehmen.&nbsp;

13. April 1919 – Die Verhaftungskommission des Zentralrats nimmt Geiseln

München * Zwischen 2 und 3 Uhr nimmt die Verhaftungskommission des Zentralrats Geiseln aus

der Münchner Bürgerschaft und dem Adel fest. Die Festgenommenen werden in die

Polizeidirektion gebracht.    Unter den Verhafteten befindet sich auch der Bahnhofskommandant

Emil Aschenbrenner, der aber später von seinem Stellvertreter wieder befreit wird und sich

danach umgehend zum Hauptbahnhof begibt.&nbsp;

13. April 1919 – Das Regierungsprogramm der Kommunistischen Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Die Proklamation der Zweiten Räterepublik ist ein aussichtsloses

Unterfangen, denn Münchens Isolation in Gesamtbayern ist noch weiter gestiegen und von

außen ist keine Unterstützung zu erwarten, da die Reichsregierung Herr der militärischen Lage

ist. Eine vage Hoffnung verbindet sich allenfalls mit Aufständen in Österreich.       Eugen Leviné

will ein revolutionäres Exempel statuieren, den „Massen Anschauungsunterricht geben, ihnen

zeigen, wie eine Räterepublik aufgebaut wird“, und hofft, auch eine niedergeschlagene

Räterepublik würde weitere Emanzipationsversuche herausfordern.   Gegenüber ihrer

Vorgängerin bemüht sich die kommunistische Räteregierung mit Hochdruck um die

Verwirklichung der Diktatur des Proletariats.   Ihr geht es nicht um die bloße Übernahme der

Gewalt, sondern um die Zerschlagung des bestehenden Staatsapparates. Vorrang besitzt die

Bildung eines eigenen Behördenapparates mit verschiedenen Kommissionen und die Schaffung

einer Roten Armee.   Zur Abwehr gegenrevolutionärer Putschvorhaben tritt bis zum 23. April ein

Generalstreik in Kraft.   Das gesamte Bankwesen wird unter der Leitung von Emil Maenner und

Towia Axelrod nationalisiert,   die Gewerbe- und Industriebetriebe vorerst nicht sozialisiert, aber

der Kontrolle der Betriebsräte unterstellt.   Mit drakonischen Strafandrohungen wird versucht,

gegen Plünderer und „Revolutionsschmarotzer“ vorzugehen.   Die bürgerliche Presse wird

verboten. Während des Generalstreiks erschienen allein die kostenlos verteilten „Mitteilungen des

Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte“.      Trotz großer Anstrengungen bleiben auch die

Herrschaftsorgane der Zweiten Räteregierung weitgehend ineffizient - es fehlt an zuverlässigen

Kräften und der Zeitdruck ist groß.&nbsp;
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16. April 1919 – Die Wirtschaftskommission des Vollzugsrats droht Unternehmen

München * In einem Anschlag der Wirtschaftskommission des Vollzugsrats heißt es: „Wer sein

Geschäft böswillig schließt, wird sofort dem Revolutionstribunal übergeben und sein Geschäft

wird nationalisiert.“ Diese Anordnung gilt für Lebensmittelgeschäfte, Speditionen, Apotheken,

Drogerien, Konditoreien und Cafés. 

18. April 1919 – Der fünfte Tag des Generalstreiks

München * Karfreitag:&nbsp;An diesem fünften Tag des&nbsp;Generalstreiks&nbsp;dürfen

die&nbsp;Friseurgeschäfte&nbsp;auf Anordnung der&nbsp;Streikkommission&nbsp;wieder

öffnen.&nbsp;

26. April 1919 – Die seit Längerem bestehenden Differenzen brechen auf

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus, in dem sich täglich die Betriebs- und Kasernenräte

treffen, treten die seit längerer Zeit bestehenden politischen Differenzen zwischen den

Kommunisten, Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod einerseits, und den Unabhängigen

Sozialdemokraten, Emil K. Maenner, Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer andererseits, offen

zutage. Es kommt zu heftigen Auseinandersetzungen, in deren Folge die drei Letztgenannten von

ihren Ämtern zurücktreten.       Der Volksbeauftragte für Finanzen, Emil K. Maenner, erklärt, dass

er nicht mehr für Handlungen bereitsteht, die „politischem Diebstahl“ gleichkommen und keine

Lust mehr hat, in einem „Marionettentheater“ zu sitzen.       Der Kommandeur des

Truppenabschnitts I (Dachau), Ernst Toller, betrachtet die jetzige Räteregierung als ein „Unheil

für das werktätige Volk“, weil die führenden Männer nur zerstören, ohne das geringste

aufzubauen. Deshalb kann er eine weitere Zusammenarbeit mit dem Vollzugsausschuss und

dem Generalstab nicht mehr verantworten.       Aus den gleichen Gründen will auch der

Abschnittskommandant der Roten Armee in Dachau, Gustav Klingelhöfer, seine Ämter

niederlegen.      Der Bankrat stellt sich geschlossen hinter Emil K. Maenner und bezeichnet die

Mitglieder des Vollzugsausschusses als „Hampelmänner“.    Mit ähnlich harten Worten wird die

„katastrophale Versorgungslage“ von den Anwesenden kritisiert, an der die Regierung Hoffmann

nur zum Teil schuld ist.    Nach einem weiteren Beschluss der Betriebsräte sollen die Münchner

Tageszeitungen - unter Auflage einer Vorzensur - wieder erscheinen können.    Während der

Sitzung trifft die Nachricht ein, dass im Passamt fünfzig Pässe gestohlen worden sind. Zur

Untersuchung des Vorgangs wird daraufhin eine Zehnerkommission gebildet. 
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26. April 1919 – Die Aktivitäten der Thule-Gesellschaft werden aufgedeckt

München * Die Aktivitäten der Thule-Gesellschaft werden von der Kommission zur Bekämpfung

der Konterrevolution aufgedeckt. Mit Hilfe von gefälschten Stempeln und Ausweisen hat sich die

Thule-Gesellschaft Zugang zur Roten Armee verschafft und alle gesammelten Informationen an

die Regierung Hoffmann in Bamberg weitergegeben.    Die Angreifer sind damit im Besitz

wertvoller Informationen über Abwehrstellungen, Truppenstärke, Bewaffnung und die

Verteidigungsstrategie der Roten Armee.    Die Durchsuchung der Logen-Räume der

Thule-Gesellschaft im Hotel Vier Jahreszeiten bestätigt den Verdacht, aber die Verantwortlichen

sind inzwischen geflohen. Allerdings haben sie die Mitgliederkartei vergessen. Dadurch kann die

Rote Armee mehrere Mitglieder der Thule-Gesellschaft verhaften. Sie stehen unter dem

Verdacht, für die Regierungstruppen und Freikorps geworben zu haben.    Anschließend werden

sie ins Luitpold-Gymnasium gebracht. 

27. April 1919 – Eugen Leviné beschwert sich über die Zehnerkommission

München * Über das Auftauchen der Zehnerkommission - mit Unterstützung von zehn

Angehörigen der Roten Armee - im Beratungszimmer des Vollzugsausschusses beschwert sich

Eugen Leviné in der Versammlung im Hofbräuhaus.

27. April 1919 – Die Zehnerkommission berichtet zur Passangelegenheit

München * Das Hofbräuhaus-Parlament tritt auch an diesem Sonntag zusammen. Die am Vortag

gebildete Zehnerkommission berichtet den Betriebs- und Soldatenräten über das Ergebnis ihrer

Untersuchungen zur  sogenannten Passangelegenheit.     Die Pässe wurden im Auftrag von Max

Levien geholt, „um sie der Bourgeoisie zu entziehen und ihr die Flucht in das Ausland unmöglich

zu machen“. Über den Verbleib der Pässe können allerdings keine Aussagen gemacht werden. 

27. April 1919 – Die nur einen Tag andauernde Diktatur der Betriebsräte beginnt

München-Graggenau * Anschließend bildet sich eine „Geschäftskommission der Betriebs- und

Soldatenräte“, der keine Kommunisten, sondern ausschließlich Mitglieder der USPD, darunter

Ernst Toller und Gustav Klingenhöfer angehören. Gustav Landauer bietet diesem sofort seine

Mitarbeit an.    Sie soll bis zur Wahl eines neuen Aktionsausschusses am nächsten Tag regieren.

Damit beginnt die nur einen Tag andauernde „Diktatur der Betriebsräte“. 
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28. April 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte wählen einen neuen Aktionsausschuss

München-Graggenau * Im Hofbräuhaus treffen sich die Betriebs- und Soldatenräte zur

endgültigen Neuwahl des Aktionsausschusses. Lediglich gewählte Betriebsräte sind zugelassen.

Der als Mitglied der Pressekommission anwesende Gustav Landauer muss den Saal verlassen.   

   Ernst Toller erklärt, dass sich der gestrige Beschluss der Betriebsräte nicht gegen die KPD

allgemein richtet, sondern gegen Einzelpersonen, die zufällig der KPD angehören.    Gustav

Klingelhöfer betont in seinem Redebeitrag, dass er sich nur gegen die diktatorischen Maßnahmen

einzelner Führer wendet und nicht gegen die KPD insgesamt.      Anschließend wird ein

zwanzigköpfiger Aktionsausschuss gewählt, der aus 15 Betriebsräten und fünf Soldatenräten

besteht. Unter ihnen ist kein Kommunist. Ernst Toller, Gustav Klingelhöfer und Rudolf Egelhofer

kandidieren nicht für dieses Gremium. 

23. Mai 1919 – Adolf Hitler sagt gegen den Soldatenrat Georg Dufter aus

München * Das früheste nachweisbare Dokument aus Adolf Hitlers politischer Laufbahn ist ein

Protokoll vom 23. Mai 1919, in dem der Gefreite vor einer militärischen

Untersuchungskommission über die Revolutionsvorgänge als Zeuge gehört und in dieser

Funktion gegen den Soldatenrat Georg Dufter, der zugleich Mitglied der USPD ist, auftritt. Über

Dufter, der die Propagandaabteilung des 2. Infanterieregiments geleitet hat, sagt Adolf Hitler im

Standrechtlichen Vernehmungsbüro folgendes aus:    „Dufter war einer der ärgsten und

radikalsten Hetzer des Regiments und hat jederzeit für die Räterepublik Propaganda gemacht. In

den öffentlichen Versammlungen des Regiments hat er jederzeit den radikalsten Standpunkt

vertreten und für die Diktatur des Proletariats agitiert. Dass einzelne Teile des Regiments der

roten Armee sich anschlossen, ist jedenfalls auf die Propagandatätigkeit des Dufter und des

Bataillonsrates Seiß zurückzuführen.     Durch seine Hetzereien gegen die Regimentstruppen, die

Dufter noch am 7. Mai belästigte, hat er bewirkt, dass auch Regimentsangehörige an diesem

Nachmittage mit den Pionieren sich zu Feindseligkeiten gegen die Regierungstruppen hinreißen

ließen.“ 

10. Juni 1919 – Die Verhandlungen über die Fürstenabfindung beginnen

München-Kreuzviertel * Aufgrund der politischen Wirren leitet die Kommission zur

Fürstenabfindung erst jetzt Verhandlungen ein. Es geht dabei „um die finanzielle

Auseinandersetzung des Königlichen Hauses mit dem Staat und zwar, wenn möglich, auf allen

Gebieten, auf welchen finanzielle Berührungen bestehen“.    Die Verhandlungen dauern vier
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Jahre an und werden mit dem festen Willen einer einvernehmlichen Lösung geführt. 

16. Juni 1919 – Erste Verhandlungen zur Fürstenabfindung

München-Kreuzviertel * Bei der ersten Zusammenkunft der Verhandlungsführer fordert die

Kommission zur Fürstenabfindung einen Katalog der Wittelsbachischen Gesamtforderungen. 

8. Dezember 1919 – Weitere Verhandlungen zur Fürstenabfindung

München-Kreuzviertel * Zwischen dem 8. und 20. Dezember 1919 finden weitere Verhandlungen

über die Fürstenabfindung statt. 

1920 – Das Geschäftsfeld der Firma Münchner Möbelheim, vormals Falk & Fey

München * Die Firma Münchner Möbelheim, vormals Falk & Fey betätigt sich mit der „Einrichtung

von Wohnungen nach eigenen Entwürfen, Handel und Kommissionshandel von Waren aller Art

insbesondere Antiquitäten und Kunstgegenständen, außerdem Übernahme von

Versteigerungen“.

27. April 1921 – Deutsche Reparationszahlungen auf 132 Milliarden gesenkt

Paris * Die alliierte Reparationskommission modifiziert die Zahlungsforderungen: Das Deutsche

Reich soll 132 Milliarden Goldmark in 66 Jahresraten zahlen. 

26. Mai 1922 – Der Ministerrat befasst sich erstmals mit der Fürstenabfindung

München-Kreuzviertel * Der Entwurf der Fürstenabfindung wird dem Ministerrat vorgelegt. 

14. Juni 1922 – Verhandlungen über den Wittelsbacher Ausgleichfonds

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat befasst sich mit der Fürstenabfindung. Die

ausgehandelten Vermögenswerte sollen in einem Wittelsbacher Ausgleichsfonds, einer Stiftung
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des öffentlichen Rechts, eingebracht werden.  

24. Juni 1922 – Verabschiedung der Fürstenabfindung im Landtag vertagt

München-Kreuzviertel * Die ursprünglich geplante Verabschiedung der Fürstenabfindung im

Landtag wird wegen der Ermordung des Außenministers Walther Rathenau verschoben. Das

Finanzministerium fürchtet um die erforderliche Mehrheit im Landtag. Die Delegationen nutzen

die Zwangspause zu Vertragsveränderungen. Nun werden neben dem Kunstbesitz auch die

ehemaligen kurfürstlichen Kunstsammlungen mit einbezogen. Dazu wird die „Wittelsbachische

Landesstiftung für Kunst und Wissenschaft“ geschaffen. 

3. Februar 1923 – Das endgültige Übereinkommen zur Fürstenabfindung liegt vor

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat billigt das nochmals überarbeitete Übereinkommen zur

Fürstenabfindung.&nbsp;

4. August 1950 – Die zerstörte Schmederer-Villa

München-Au * Die Lokalbaukommission beauftragt an die Besitzerin der ehemaligen

Schmederer-Villa, Frieda Krone, mit der Beseitigung des „gefahrdrohenden Zustandes”. Die Villa

musste im Zweiten Weltkrieg den Bombenhagel über sich ergehen lassen - und wurde dabei

großteils zerstört. 

30. Mai 1955 – Das  Wohnprojekt am Nockherberg wird verhindert

München-Au * Die Lokalbaukommission lehnt unter Hinweis auf das Landschaftsschutzgebiet die

Planungen für das Wohnprojekt am Nockherberg ab. Außerdem wird über den Rahmen der

früheren Bebauung hinaus keine Baugenehmigung erteilt.   Dass die Bebauung mit 200

Wohnungen auf dem Nockherberg verhindert werden kann, liegt an einem notariellen Vertrag,

den Franz Xaver Schmederer im Jahr 1903 rechtsverbindlich mit der Stadt München

abgeschlossen hat. Dieser hindert die Stadtverwaltung bis heute daran, das Grundstück einer

maximalen baulichen Nutzung zuzuführen.

27. September 1980 – Der politisch rechts orientierten Gundolf Köhler war der Attentäter
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Theresienwiese - Kreuzviertel * Die Sonderkommission Theresienwiese identifiziert den

21-jährigen, politisch rechtsorientierten Geologiestudenten Gundolf Köhler als Attentäter. Er ist

eines der dreizehn Todesopfer.    Zeugen haben ihn unmittelbar vor der Explosion am Tatort

gesehen. Die Verletzungsmerkmale an Köhlers Leiche untermaueren die Aussagen der Zeugen

und lassen keinen Zweifel an einer Täterschaft Köhlers. 

13. Mai 1981 – SoKo Theresienwiese: Gundolf Köhler dürfte als Alleintäter gehandelt haben

München * Nach acht Monaten stellt die Sonderkommission Theresienwiese ihre Ermittlungen

zum Oktoberfest-Attentat ein und präsentiert den 187-seitigen vorläufigen Abschlussbericht.       

860 Spuren wurden verfolgt und in die puzzleartige Rekonstruktion der Tat eingepasst.   Die

Beamten haben 1.800 Zeugen vernommen und 1.500 Asservate begutachtet.      Die

Quintessenz lautet:   „Gundolf Köhler dürfte als Alleintäter gehandelt haben. Für eine

Mittäterschaft oder auch nur Mitwisserschaft anderer an dem Sprengstoffanschlag auf das

Münchner Oktoberfest ließen sich keine konkreten Anhaltspunkte erkennen“.    Seine

rechtsextremistische Einstellung wird durch Nachforschungen bestätigt. Ebenso, dass er in den

Jahren 1975/76 an Übungen der am 30. Januar 1980 verbotenen Wehrsportgruppe

Hoffmann teilgenommen hat. Die These vom verwirrten Einzeltäter ist seitdem die offizielle

Version.  

5. März 1986 – Die Kommission Kunst am Bau beschäftigt sich mit dem Eisner-Denkmal

München-Graggenau * In der Stadtratssitzung werden die Planungen für das Denkmal für Kurt

Eisner in der Kardinal-Faulhaber-Straße verworfen. Nun beschäftigt sich die Kommission Kunst

am Bau in neun Sitzungen mit dem Problem eines Eisner-Denkmals.

20. Dezember 2006 – Die EU beschließt Nährwertprofile

Brüssel * Die Europäische Union verabschiedet die Verordnung über nährwert- und

gesundheitsbezogene Angaben bei Lebensmitteln. Ziel ist es, Verbraucher vor irreführender

Werbung zu schützen. Lebensmittel, die zu viel Zucker, Fett oder Salz enthalten, sollen künftig

nicht mehr allein durch Aussagen wie „fettarm“, „ballaststoffreich“ oder „natürlich“ einen

besonders gesunden Eindruck erwecken können.  Dazu verpflichtet die Verordnung die

Europäische Kommission, bis zum 19. Januar 2009 sogenannte Nährwertprofile festzulegen. Sie

sollen bestimmen, unter welchen Voraussetzungen Lebensmittel überhaupt mit gesundheits- oder
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nährwertbezogenen Angaben beworben werden dürfen.

19. Januar 2009 – Frist für die Nährwertprofile läuft ab

Brüssel * Bis zu diesem Tag soll die Europäische Kommission nach dem Willen des

EU-Gesetzgebers sogenannte Nährwertprofile festlegen. Sie sollen bestimmen, unter welchen

Voraussetzungen Lebensmittel mit gesundheits- oder nährwertbezogenen Aussagen beworben

werden dürfen. Grundlage dafür sind wissenschaftliche Empfehlungen der Europäischen Behörde

für Lebensmittelsicherheit (EFSA) zu Fett-, Zucker- und Salzgehalten.  Die geplanten Grenzwerte

würden grundsätzlich auch für Brezen gelten – allerdings nicht für deren Herstellung oder

Verkauf, sondern ausschließlich für ihre Werbung. Würde ein Bäcker seine Brezen beispielsweise

als „gesund“ oder mit vergleichbaren gesundheitsbezogenen Aussagen anpreisen, müsste das

Produkt die festgelegten Nährwertprofile erfüllen. Da Brot und Brezen in der Regel ohnehin nicht

mit Gesundheitsversprechen beworben werden, hätte sich für ihren Verkauf und ihre Rezeptur

praktisch nichts geändert.   Die Nährwertprofile werden jedoch trotz der gesetzlichen Frist nicht

eingeführt – und fehlen bis heute. 

20. Januar 2009 – Streit um die Nährwertprofile

Brüssel * Nach Ablauf der Frist für die Einführung der Nährwertprofile sorgt deren Ausgestaltung

für heftige Diskussionen. Die Europäische Kommission arbeitet an Entwürfen, die unter anderem

Grenzwerte für den Salzgehalt von Brot und Backwaren vorsehen – allerdings ausschließlich für

den Fall, dass diese mit gesundheitsbezogenen Aussagen beworben werden.  Das deutsche

Bäckerhandwerk befürchtet, traditionelle Brotsorten und Brezen könnten dadurch benachteiligt

werden. Kritiker warnen vor einer übermäßigen Regulierung, während Verbraucherschützer die

Nährwertprofile als wirksames Mittel gegen irreführende Gesundheitswerbung begrüßen. 

Tatsächlich geht es in der Debatte weder um ein Verbot von Brot oder Brezen noch um

Vorschriften für deren Rezepturen, sondern allein um die Voraussetzungen für

gesundheitsbezogene Werbeaussagen. 

8. Juni 2009 – Die Nährwertprofile verschwinden in der Schublade

Brüssel * Nach der Europawahl verfolgt die Europäische Kommission die Einführung der

gesetzlich vorgesehenen Nährwertprofile nicht weiter. Der Widerstand aus Teilen der Politik

sowie der Lebensmittelwirtschaft ist groß. Insbesondere die geplanten Grenzwerte für traditionelle
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Lebensmittel wie Brot sorgen für anhaltende Kontroversen.  Die ursprünglich bis Januar 2009

angekündigten Nährwertprofile werden deshalb nie verabschiedet. Damit entfällt auch die

vorgesehene Einschränkung, gesundheits- und nährwertbezogene Werbeaussagen an die

Gesamtzusammensetzung eines Lebensmittels zu knüpfen. Hersteller können daher – sofern die

jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind – weiterhin mit einzelnen Aussagen wie

„ballaststoffreich“ oder „reich an Vitamin C“ werben, auch wenn ein Produkt insgesamt viel

Zucker, Fett oder Salz enthält.  Die Nährwertprofile, die die Europäische Union bereits 2006

beschlossen hatte, sind bis heute nicht eingeführt. 

22. März 2012 – Reinhard Marx wird zum Präsidenten der EU-Bischofskonferenzen gewählt

St. Gallen * Kardinal&nbsp;Reinhard Marx wird zum Präsidenten der Kommission der

Bischofskonferenzen der Europäischen Gemeinschaft - COMECE&nbsp;gewählt.&nbsp;

9. März 2014 – Verbot des Bierausschanks im traditionellen Steinkrug verhindert ?

München * Das Nachrichtenmagazin Focus berichtet, dass das „Verbot des Bierausschanks im

traditionellen Steinkrug“ durch die EU durch Bayern erfolgreich verhindert worden ist. Zwei

Monate vor der Europa-Wahl ist das für Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner ein weiterer

Beweis für die Regulierungswut der Brüsseler Bürokraten.     Tatsache aber jedoch: Die

Europäische Kommission hatte nie das Ziel, Bierkrüge aus Steingut zu verbieten. Es ging

lediglich um eine 10 Jahre alte Regelung, wonach Eichstriche auf Gläsern angebracht werden

müssen, um die richtige Inhaltsmenge feststellen zu können. Das ist aber beim Keferloher schon

aufgrund des Materials nicht anwendbar.    Biertrinker müssen in Gaststätten lediglich darauf

hingewiesen werden, dass sie die Füllmenge im Krug durch ein sogenanntes Umfüllmaß, das

kann ein Glaskrug sein, überprüfen lassen können.
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